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14 Monate Bürgermeisterin Angela Homuth – Eine ernüch-
ternde Bilanz 
Vor ca. 14 Monaten wurde Angela Homuth in der Stichwahl zur Bürgermeisterin von Wildau ge-
wählt. Diese Ausgabe von Wildau Aktuell will eine Bilanz ihrer bisherigen Amtszeit ziehen. 

Die Wahlversprechen von Frau Homuth 

 

Auf Handzetteln und großen Plakaten präsentierte Frau Ho-
muth ein Sammelsurium von Slogans und Forderungen. Obwohl 
ziemlich unstrukturiert lassen sich Kernaussagen finden. Bür-
gernähe: „Bürgernahe Zusammenarbeit“ – Verstärktes Einbin-
den der Bürger und bessere Informationen zu geplanten Vorha-
ben“ Transparenz: „Transparente Kommunikation“  Überpar-
teilichkeit:  „Überparteilich zusammen arbeiten und gestalten“ 
Es gibt konkrete Forderungen wie „Schnelle Lösung Stichkanal“ 
- „Ausreichend Kitaplätze und zügiger Bau der neuen Kita“ und 
allgemeine Aussagen wie „Positive Veränderung“,  „Weiterent-
wicklung von Wildau auf der Basis fundierter Erkenntnisse“, 
Vernetzung Stadt – Gewerbeverein“ und „Mit Ehrlichkeit für 
Wildau“. 

Und wie sieht die Realität aus? 

Nach 14 Monaten Amtszeit von Frau Homuth ist die Stadt tief gespalten. In der SVV erwies sich die 
Rede von der überparteilichen Zusammenarbeit als leeres Geschwätz, die Opposition wird systema-
tisch ausgegrenzt. Transparenz ist nicht erwünscht, Bürger die zur SVV kommen werden reglemen-
tiert. Inzwischen steht der gute Ruf Wildaus auf dem Spiel. Die Dauerfehde Stadt/WiWO lähmt die 
Kommune. Vor allem die fristlose Kündigung des renommierten Geschäftsführers Frank Kerber und 
das juristische Vorgehen gegen Kritiker erregte landesweites Aufsehen. Wir erleben keine positiven 
Veränderungen, eher das Gegenteil. „Ehrlichkeit für Wildau“ wirkt angesichts des Ermittlungsver-
fahrens wegen Korruption peinlich. Natürlich gilt auch hier die Unschuldsvermutung. Aber eine Lüge 
von Frau Homuth ist sicher, im Falle des frühen Kaufrücktritts des österreichischen Investors. 
 
Mehr dazu auf den nächsten Seiten. 
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Statt überparteilicher Zusammenarbeit: Das System Scheiner-Homuth 

Im Wahlkampf hatte Frau Homuth betont, dass sie eine überparteiliche Zusammenarbeit anstrebe. 
Darunter wird normalerweise das Zusammenwirken aller Parteien zum Wohle eines Gemeinwesens 
verstanden. Nun gibt es in Wildau eine sehr gute Zusammenarbeit von Parteien, allerdings nur in 
der „Regierung“ oder in der „Opposition“. Eine Zusammenarbeit zwischen den beiden Lagern findet 
praktisch nicht statt. Von Anfang an folgte die Politik der Mehrheit der Stadtverordnetenversamm-
lung (SVV) einem Masterplan, der wohl schon vor der Wahl ausgehandelt wurde. Wegen der beiden 
zentralen Akteure – Bürgermeisterin Angela Homuth und CDU/FDP-Fraktionsvorsitzender Mark 
Scheiner – spricht man inzwischen vom „System Scheiner-Homuth“. Der Masterplan kann kurz so 
zusammengefasst werden: Sicherung der eigenen Machtbasis und Aufteilung der Stadt unter die 
eigenen Interessen. 
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Die Sitzungen der SVV waren gut besucht, 
die Bürger aber nicht wirklich willkommen. 
Davon zeugten eine autoritäre Versamm-
lungsleitung und das Verweigern von Aus-
künften. Große Heiterkeit entstand auf ei-
ner Sitzung, als ein Brief eines „besorgten 
Bürgers“ verlesen wurde. Er stammte von 
Markus Breitling, dem Sohn der Bürger-
meisterin 

Chronologie der Zementierung der Machtverhältnisse in der SVV 
26.5.2019 Stichwahl: Frau Homuth wird Bürgermeisterin von Wildau 
18.6.2019 Erste SVV: Der aufmüpfige Seniorenbeirat wird neu zusammengesetzt, so dass das 

Homuth-Lager dort jetzt eine Mehrheit hat. Die Mitglieder der kommunalen Auf-
sichtsräte  werden durch die Parteien entsandt. Bei der Wahl der Aufsichtsrats-Vor-
sitzenden bedienen sich CDU/FDP (2 Vorsitze) und SPD (1 Vorsitz). LINKE und 
BfW/Grüne werden ausgegrenzt. 

13.8.2019 Zweite SVV: Obwohl SPD und CDU/FDP wesentlich weniger Stimmen (6206) als LINKE 
und BfW/Grüne (7418) erhielten, sicherten sie sich durch einen mathematischen 
Trick (Erhöhung der Ausschuss-Mitglieder von 7 auf 9) die Mehrheit in den Fachaus-
schüssen. Da sie auch keine Mehrheit in der SVV hatten (10:10) war hierzu die Stimme 
der Bürgermeisterin entscheidend. 

Nachdem die Mehrheitsverhältnisse in den Entscheidungsgremien klar waren, konnte der Umbau 
der Stadt planmäßig angegangen werden. Prominentestes Opfer ist einer der stärksten Akteure der 
Stadtentwicklung, Frank Kerber, der Geschäftsführer der WiWO. Aber auch in der Stadtverwaltung 
wurden Umstrukturierungen vorgenommen und Parteifreunde, wie der CDU-Kandidat Jan Macuda, 
eingestellt.  

Gezielte Spaltungsversuche  
Es gelang dem Scheiner/Homuth-Lager auch den Spaltpilz in die Oppositionsparteien zu treiben. 
Thomas Wilde verließ die Fraktion der LINKEN und wechselte zur SPD. Er hatte der Bürgermeisterin 
öffentlich das Vertrauen ausgesprochen und in zentralen Fragen anders als seine Fraktion abge-
stimmt. Ähnlich verhält es sich mit Kevin Weidler, der von der Fraktion BfW/Grüne ausgeschlossen 
wurde, nachdem monatelang keine Zusammenarbeit stattgefunden hatte. Auch im Gewerbeverein 
Wildaus agiert nun eine Pro-Homuth-Fraktion. 



Der Wildauer Grundstücks-Skandal – Korruptionsermittlungen 
und Entlassung des WiWO-Geschäftsführers 
Der geplante Verkauf des WiWO  -Grundstücks Friedrich-Engels-Str. 56/57 hat Wildau in die bun-
desweiten Schlagzeilen gebracht. Durch die Presse-Berichterstattung sind die Fakten ja bekannt: 
Das Grundstück sollte für 560.000 Euro an einen österreichischen Investor verkauft werden, obwohl 
Verkaufswertgutachten und Einschätzungen des Marktwerts (über 2 Mio. Euro) weit höher lagen. 
Noch dazu wurde das Grundstück nicht ausgeschrieben, kein Ver-kehrswertgutachten eingeholt und 
keine Infrastrukturabgabe erhoben. Der Kaufvertrag war äußerst käuferfreundlich formuliert. 
Dadurch wäre der WiWO und somit der Stadt ein enormer wirtschaftlicher Schaden entstanden. Der 
WiWO-Geschäftsführer Frank Kerber und das Aufsichtsratsmitglied Heinz Hillebrand machten die 
Angelegenheit öffentlich. Der Verkauf hatte ein „Geschmäckle“, Als dann noch durchsickerte, dass 
der Investor die Siegesfeier der Bürgermeisterin im Restaurant Il Gattopardo bezahlt haben soll, 
kam es zu Durchsuchungen des Rathauses und der Privaträume des Investors. Die Staatsanwalt-
schaft Neuruppin nahm Ermittlungen wegen Korruption auf, die bisher nicht abgeschlossen sind. 
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Alles ganz geheim 
Der Verkauf sollte geräuschlos und möglichst geheim über die Bühne gehen. Als die Fraktion der 
LINKEN diesen Punkt auf die Tageordnung der Dezember-Sitzung der SVV setzen wollte, wurde er 
von der Bürgermeisterin mit dem Kommentar „Über den Aufsichtsrat rede ich nicht, das ist geheim“ 
wieder heruntergenommen. Es bedurfte einer Sondersitzung der SVV, damit das Thema debattiert 
werden konnte. Auch hier verhinderte man zunächst, den Stadtverordneten umfangreiche Informa-
tionen zukommen zu lassen, obwohl diese ein Informationsrecht auch im Detail haben. Nach langen 
Auseinandersetzungen stoppte die SVV den Verkauf im Dezember. Die Auseinandersetzungen sind 
damit keineswegs beendet. 

Tricks und Lüge 
In Zusammenhang mit dem beabsichtigten Verkauf wurden zahlreiche Tricks angewandt. Das Dreis-
teste: Die Stadt beauftragte das für den Investor tätige Planungsbüro, ein Verkehrswertgutachten 
für das Grundstück zu erstellen. Am 11.2.2020 verkündete Frau Homuth, dass der Investor bereits 
Anfang Dezember vom Kauf zurückgetreten sei. Dieser wollte lt. Frau Homuth aber sein Vorhaben 
Ende Januar noch im Bauausschuss vorstellen. Was ist hier nun gelogen? 



Wer nicht für mich ist, ist gegen mich! Autoritäres Regieren und 
ein Klima der Angst 
Die regionale Presse war in letzter Zeit voll mit Berichten über juristische Auseinandersetzungen. 
Man könnte auch salopp formulieren: Strafanzeigen fliegen momentan tief in Wildau. In ihren Wahl-
materialien hatte Frau Homuth noch davon gesprochen, ein „Miteinander von Stadt und Bürger“ 
anzustreben und dem „bisherigen Alleinvertretungsanspruch eines Einzelnen“ (gemeint ist wohl 
Dr. Uwe Malich) zu beenden. Das Gegenteil ist der Fall: Solch eine autoritäre Stadtregierung gab es 
in Wildau nach 1989 noch nie. 

Juristisches Vorgehen ersetzt politische Auseinandersetzung 
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Das Landgericht Cottbus bekommt zu tun. Eine zent-
rale Rolle in den Rechtsstreiten spielt die Anwalts-
kanzlei Schwörer und Kollegen. Sie vertrat die Stadt 
in den Auseinandersetzungen mit der WiWO und ist 
nach dem Rausschmiss von Herrn Kerber nun auch 
die Kanzlei der WiWo und der SVV. Sie führt die 
meisten juristischen Auseinandersetzungen und 
verdient dabei nicht schlecht. Die Rechtsanwalts-
kosten von Stadt und WiWo bewegen sich schon im 
sechsstelligen Bereich. 

Juristisch wird gegen mehrere Wildauer Bürger vorgegangen. Der anerkannte ehemalige WiWO-
Geschäftsführer Frank Kerber und der LINKEN-Fraktionsvorsitzende Heinz Hillebrand sind hier be-
sonders betroffen. Heinz Hillebrand wurde von der SVV-Mehrheit aus dem Aufsichtsrat der WiWO 
abberufen. In einem Fernsehinterview mit ihm mussten wegen einer einstweiligen Verfügung ein-
zelne Passagen unkenntlich gemacht werden. Zuletzt hat es den Administrator der Facebook-
Gruppe WILDAU, Sebastian Franke, getroffen, gegen den die WiWo und Mark Scheiner eine Unter-
lassungserklärung beantragt haben. 

Maulkorb und Kündigungen 
Die Angestellten der Stadtverwaltung wurden mit der Androhung von arbeitsrechtlichen Konse-
quenzen dazu verpflichtet, keine Informationen mehr an die Öffentlichkeit zu geben. Neben Herrn 
Kerber erhielt auch ein Hausmeister der WiWO wegen einer Äußerung auf Facebook eine fristlose 
Kündigung. Diese wurde jedoch vom Arbeitsgericht aufgehoben. 

Klima der Angst 
Angestellte der Stadt und der WiWO äußerten, dass sie sich nicht trauten zu der Kundgebung am 
5. Juni zu gehen, da sie Repressalien befürchten. Ähnliches äußerten auch Mieter der WiWO, die 
Angst hatten die Petition für Herrn Kerber zu unterzeichnen. Dem beliebten, aber kritischen Fern-
sehsender KW-TV, wurde ein Vertrag mit der WiWO gekündigt. Kritiker der Bürgermeisterin wer-
den beobachtet und als  Hetzer bezeichnet. Des Öfteren sagen Bürger: „Dafür bin ich 89 nicht auf 
die Straße gegangen.“  

Opfer-Täter Umkehr 
Obwohl die Bürgermeisterin massiv gegen ihre Gegner vorgeht und ihre Unterstützer (allen voran 
ihr Sohn Markus Breitling, der z.B. auf Facebook einem Stadtverordneten Charakterschwäche un-
terstellte) nicht gerade zimperlich sind, stellen sie sich gerne als Opfer einer Hetzkampagne dar. 
Etwas peinlich war das Engagement eines Personenschützers für Frau Homuth auf der Stadtver-
ordnetenversammlung. Dieser blieb sogar im nichtöffentlichen Teil der Sitzung. Glaubt Frau Ho-
muth tatsächlich, dass ein SVV-Mitglied sie tätlich angreift? 



Ausreichend Kitaplätze für jeden? Die Verzögerung des Kita-Neubaus 

Das Bevölkerungswachstum und die steigende Geburtenrate führen dazu, dass die vorhandenen 
Kita- und Grundschulplätze bald nicht mehr ausreichen werden. Daher soll die Grundschule fünfzü-
gig ausgebaut werden und am Hasenwäldchen eine neue Kita für bis zu 250 Kinder gebaut werden. 
Nach einem Beschluss der alten SVV sollte die WiWO diese Kita bauen. Planungen und Finanzierung 
wurden in allen Ausschüssen diskutiert und hinterher  von den Abgeordneten bestätigt. Vor Bau der 
Kita musste das kontaminierte Gelände am Hasenwäldchen saniert werden. 

 

 

Homepage der Stadt Wildau 9.9.2019 
„Der Neubau der Kita wurde schon 2018 
durch die letzte Stadtverordnetenversamm- 
lung beschlossen, da schon jetzt zusätzli-
cher Bedarf besteht und für den Standort der 
Kita Wirbelwind Ersatz geschaffen werden 
muss, weil dort die Grundschule nebst Sport-
halle erweitert wird. Auch wurde dabei fest-
gelegt, dass der Kitastandort an das Hasen-
wäldchen angrenzen soll, um auch Teile die-
ses Naturareals mit einbeziehen zu können. 
Bauherr für die Kita ist die WiWO im Auftrag 
der Stadt. Mit den Baumaßnahmen für die 
neue Kita wurde noch nicht begonnen.“ 

Im Februar begannen Wildaus wirre Wochen 

Mit „Wildaus wirre Wochen“ betitelte der KaWe-Kurier, die Vorgänge, die sich im Februar 2020 ab-
spielten. Bürgermeisterin Angela Homuth stoppte den Kita-Neubau mit der Begründung, dass die 
WiWO den Bau nicht öffentlich ausgeschrieben hätte. Die WiWO hatte nur eine bis dahin übliche 
nicht-öffentliche Ausschreibung durchgeführt, d.h. im Gegensatz zu einer öffentlichen Ausschrei-
bung muss nicht europaweit ausgeschrieben und es muss auch nicht der billigste Anbieter genom-
men werden. Ob eine kommunale Wohnungsbaugesellschaft öffentlicher oder nichtöffentlicher 
Auftraggeber ist, ist von Ort zu Ort verschieden. Da Frau Homuth jahrelanges Mitglied des Aufsichts-
rates der WiWO ist, war sie mit den Ausschreibungsverfahren vertraut. Über ihre Motivation kann 
nur spekuliert werden. Wahrscheinlich ist, dass dies der Diskreditierung von Herrn Kerber und der 
Vorbereitung seiner Kündigung dienen sollte. 

Wird es teurer? Wird die Kita rechtzeitig fertig? 

LINKE und BfW/Grüne beantragten eine Sondersitzung der SVV zur Lösung des KITA-Problems. Be-
schlossen wurde, dass ein Lösungsvorschlag erarbeitet werden soll, nach dem die WiWO baut, aber 
öffentlich ausschreiben soll. Das ist nun mehrere Monate her. Noch immer gibt es keine verbindliche 
Lösung über die Frage „Wer soll bauen?“ und „Was kostet das Ganze?“. Inzwischen kursieren Vor-
schläge, dass die Kita in Modul-Bauweise gebaut werden soll. Problematisch ist hierbei, dass dann 
alle bisherigen Planungskosten umsonst ausgegeben wurden. Durch die Verzögerung der Ausschrei-
bung und des Baubeginns ergeben sich Fragen: Kann der Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz ein-
gelöst werden und kommt es evtl. zu Regressansprüchen? Die Verzögerung und der Umgang mit 
dem Kita-Bau sind die prägnantesten Beispiele, dass die Schuhe einer Bürgermeisterin für Frau 
Homuth vielleicht doch ein bisschen zu groß sind. 

  



Die Zukunft von Wildau – Mehr als eine Namensdiskussion 

Auf der letzten Stadtverordnetenversammlung wurde von der CDU/FDP-Fraktion und dem eng mit 
ihr kooperierenden fraktionslosen Abgeordneten Kevin Weidler der Antrag gestellt, Wildau den Zu-
satz Hochschulstadt zu verleihen. Der Antrag wurde nicht angenommen, weil, wie mehrere Stadt-
verordnete betonten, ein Namenszusatz am Ende und nicht am Anfang eines Diskussionsprozesses 
stehen sollte. Daraufhin hat die Stadt nun einen Namenswettbewerb ausgeschrieben.  
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Lassen wir den Schaufenstercharak-
ter des CDU/FDP-Antrags beiseite, 
so verbirgt sich hinter der Namens-
diskussion die Frage, wie es mit 
Wildau weitergehen soll. 

Wie ist die Situation?  

Wildau hat sich zu einem bedeuten-
den Wirtschafts-, Wissenschafts- 
und Bildungsstandort entwickelt. Es 
haben sich viele Gewerbebetriebe 
und Handelseinrichtungen angesie-
delt. Weitere Betriebsöffnungen 
sind zu erwarten. 

Die Technische Hochschule, das TGZ, 

das Luft- und Raumfahrtzentrum und weitere Wissenschafts- und Lehreinrichtungen haben interna-
tionale Bedeutung erlangt. Der grüne Charakter macht unsere Stadt besonders lebenswert. 
Hieraus ergibt sich eine gesteigerte Nachfrage nach Wohnraum.  
Ein neues Wohngebiet ist im Blumenkorso bald fertiggestellt. Ein weiteres ist im Bereich Röntgen-
straße / Schertlingstraße im Entstehen. Es wurden und werden viele Eigenheime gebaut. Grundstü-
cke sind in Wildau rar geworden. 
Die Infrastruktur platzt aus allen Nähten. 
In den Hauptverkehrszeiten sind die Straßen bereits jetzt überlastet. Die Kita- und Schulplätze rei-
chen kaum noch aus. Handelseinrichtungen sind für viele Bürger zu weit entfernt. Auch das Gesund-
heitszentrum ist am Rande seiner Kapazität. Es ist der Wunsch der Mehrheit der Bürger, den grünen 
Charakter unserer Stadt zu erhalten. Wildau soll weiterhin lebenswert bleiben. 
Bisher war die Stadt in einer guten finanziellen Lage.  
Dies könnte sich durch die Corona-Krise verändern. Die zu erwartende Rezession und die einbre-
chenden Steuereinahmen können dazu führen, dass Ausgaben verstärkt auf den Prüfstand gestellt 
werden. 
Schon jetzt hat die Corona-Krise zu Arbeitsplatzverlusten geführt. 
Karstadt-Sport im A 10 Center wird vermutlich geschlossen, der Real-Markt an Kaufland verkauft, 
Umstrukturierungen sind zu befürchten. Auch in kommunalen Betrieben, wie dem Wildorado, wer-
den teilweise Gehälter gezahlt, die im Alter zu einer Armutsrente führen. Zukunft einer Stadt heißt 
für uns LINKE deshalb auch immer: Soziale Absicherung seiner Einwohner. 

Vor diesem Hintergrund ist es viel wichtiger mit den Einwohnern über die weitere Entwicklung zu 
sprechen, als über Namen zu streiten. Wie weit soll die Bevölkerungszahl  wachsen? Wo wollen wir 
noch umfangreiche Wohnungsbauprojekte zulassen? Wie gestalten wir den Ort und schaffen Urba-
nität? Wie kann der grüne Charakter bewahrt werden? Hatten die Bürgermeisterin in ihren Wahl-
materialien nicht Bürgerversammlungen ins Spiel gebracht?! Dann wird es aber langsam Zeit! Wenn 
wir einen Namenszusatz brauchen, werden wir den dann bestimmt auch finden. 



Neue Bauprojekte – Unklare Entwicklungen 

Neben der Kita am Hasenwäldchen stehen noch zahlreiche Bauprojekte in Wildau an, die zum Teil 
dem Wachstum der Stadt geschuldet sind.  Das wichtigste ist sicherlich der Ausbau der Grundschule, 
der einen großen Teil des Stadt-Etats der kommenden Jahre beanspruchen wird. In der Diskussion ist 
inzwischen, den Hort aus dem Grundschulneubau auszugliedern, da sonst die Schulkapazitäten evtl. 
nicht ausreichen. Vieles an der weiteren Entwicklung ist wegen des Geschäftsführer-Wechsels bei der 
WiWO unklar. Weiterhin scheint die Bürgermeisterin nach dem Motto „Hauptsache anders als bisher“ 
vorzugehen. Beeinflusst werden die neuen Bauvorhaben sicherlich auch durch die finanziellen Spiel-
räume, die die Kommune Wildau nach der Corona-Krise haben wird. 
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Eines der Bauprojekte in Wildau ist das 
zerstörte Meyer-Beck Gelände. Die 
WiwO hatte bereits unter 
Einbeziehung von Bürgern und 
Architekturbüros Planungen für das 
gesamte Areal (mit Rewe-Gelände) 
erstellt: Nun ist die Zukunft wieder 
unklar. Gerüchten zufolge soll der 
ursprünglich in der Grund-schule 
geplante Hort hierhin umziehen. 

Das alte Problem Stichkanal 

Zum Ende der letzten Legislatur wurde eine Sanierung des Stichkanals noch federführend von Frau 
Homuth verhindert (damals noch im Einklang mit der WiWO, die andere Vorstellungen von der Ent-
wicklung des Geländes hatte). Das bezeichnet Frau Homuth heute zwar als Irrtum, die Fördermittel 
des Landes in Höhe von ca. 700.000 Euro sind aber nun definitiv verloren und der Stichkanal stinkt 
weiter. Der 10 Jahres-Vertrag mit Aldi läuft bald aus. Damit stellt sich auch das Problem der Biblio-
thek. Wie sehen die Lösungen aus? 

Dahme-Nordufer 

Während sich in den vergangenen Jahren die SVV und der Aufsichtsrat der WiWO einhellig für eine 
Bebauung des Dahme-Nordufers durch die Bauwert AG einsetzten, hat sich die Situation nun geän-
dert. Auch wenn der Bauträger die Dekontaminierung des Geländes übernehmen würde, sind auch 
aus Sicht der LINKEN zu viele Fragen ungeklärt. Am Dahme-Nordufer würde ein neues Stadtviertel 
entstehen, für das die gegenwärtige Infrastruktur in Wildau nicht ausreicht. Allein der Verkehr wäre 
kaum zu bewältigen. Zudem ist darauf zu achten, dass dort die Höhe der Schwartzkopff-Siedlung 
nicht überschritten wird und ausreichend bezahlbarer Wohnraum entsteht. BfW/Grüne und LINKE 
haben daher eine Bürgerversammlung durchgesetzt, die aber von der Stadt hinausgezögert wird. 
Angeblich wegen Corona. Es wird aber dringend Zeit, dass sich die Bürger hierzu äußern. 

Einkaufsmöglichkeit im oberen Wildau 

Nach Aufgabe des Netto-Marktes fehlen Einkaufsmöglichkeiten im oberen Wildau. Nach den bishe-
rigen Vorstellungen der WiWO sollte dort ein Norma-Markt einziehen. Dies wird anscheinend durch 
den WiWO-Aufsichtsratsvorsitzenden Mark Scheiner blockiert, der sich öffentlich für einen Regio-
nalmarkt ausgesprochen hat. Gerade ältere Bürger brauchen aber im oberen Wildau einen weiteren 
Vollsortimenter und eine preisgünstige Einkaufsmöglichkeit. 



So kann es in Wildau nicht weitergehen! Die Bevölkerung wehrt sich 
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Am 5. Juni 2020 erlebte Wildau 
die größte Kundgebung der Nach-
wendezeit. Mehr als 200 Wildaue-
rInnen waren einem Aufruf unter 
dem Motto „So kann es in Wildau 
nicht weitergehen“ gefolgt. Sie 
sprachen sich gegen die Entlas-
sung von Herrn Kerber und das ju-
ristische Vorgehen gegen Heinz 
Hillebrand aus. Aus dem Flugblatt 
zur Kundgebung: „Transparenz 
und Bürgernähe sind nicht er-
wünscht“. 

 

 

Auf sehr große Resonanz stieß eine Petition gegen die Entlassung von Herrn Kerber und ihre ent-
würdigenden Umstände. 667 Wildauer Bürger unterzeichneten sie und drückten damit ihren Unmut 
aus. Die juristischen Auseinandersetzungen sind nicht vorbei. Neben Frank Kerber muss sich vor 
allem Heinz Hillebrand wg. seiner Whistleblower-Aktivitäten mit einer Strafanzeige und Unterlas-
sungserklärungen herumschlagen. Seine Rechtsanwaltskosten können weder er noch die Partei DIE 
LINKE komplett aufbringen. Diese entstehen auch, wenn Rechtsanwälte z.B. bei der Abwehr einer 
einstweiligen Verfügung erfolgreich waren. 
 

Da Heinz Hillebrand nur den Kopf für den Unmut vieler Bürger hingehalten hat, möchten wir Sie um 
eine Spende für seine juristischen Kosten bitten. Spendenkonto: DIE LINKE.LDS  
IBAN DE78 16050000 3661031545 Verwendungszweck: Solidarität Heinz Hillebrand 

 
Wildau Aktuell wird vom Stadtverband der LINKEN Wildau herausgegeben. ViSdP:  Helmut Arndt, Am Staatsforst 23,  
15745 Wildau https://www.die-linke-wildau.de, Facebook: Die LINKE Stadtverband Wildau 


